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NulltoleranzbeiMobbing
Kantonsräte verlangen, dass der KantonMassnahmen gegen systematische Ausgrenzung an der Schule intensiviert.

Sebastian Keller

FrauenfelderOberstufenschüler
lästern auf InstagramüberLeh-
rer und Schüler. Garniert mit
Fotos, die auch indenLektionen
aufgenommen wurden. Die
Schulleitung informierte An-
fang dieser Woche die Eltern,
stellte klar, dass es sichnichtum
einen «harmlosen Scherz»
handle.DrohungengegenSchü-
ler brachten im Februar Aadorf
in die Schlagzeilen. Die Schule
informierte; die Jugendanwalt-
schaft ermittelte. ImDezember
2018orientieredie Schulleitung
von Wigoltingen in einem El-
ternbrief über Vorfälle – auch
Cybermobbing. Die systemati-
sche Ausgrenzung oder Abwer-
tung wird im Begriff Mobbing
zusammengefasst. Mobbing
macht weder vor Bürotüren
noch vor SchulzimmernHalt.

GP-Kantonsrätin Karin Bé-
trisey hat Kenntnis von mehre-
ren Fällen aus ihrem Umfeld.
Weiterewurden ihr zugetragen.
«EswirdbeimMobbingoftweg-
geschaut», stellt die Politikerin
aus Kesswil fest. «Es ist eine

schwierige Situation.» Ihr sind
mehrere Fälle bekannt, bei
denen Eltern keinen anderen
Ausweg sahen, als ihr Kind von
der Schule zu nehmen. Ge-
mobbte Kinder suchen oft erst
spätHilfe.«Undwennsiees tun,
ist es umso schlimmer, wenn
dannnichtumgehendgehandelt
wird», sagt Bétrisey. «Besser
wärees,wennLehrpersonenge-
nau beobachten und früh selbst
korrigierend eingreifen, vor al-
lem bei Kindern, die sich nicht
selbst wehren können.» Des-
halb sei Prävention so wichtig,
damit Ausgrenzung gar nicht
stattfinde. Zusammen mit Cor-
nelia Zecchinel (FDP, Kreuzlin-

gen), Barbara Dätwyler (SP,
Frauenfeld) und Roland A. Hu-
ber (BDP, Frauenfeld) verlangt
Bétrisey, dassderRegierungsrat
das Thema an der Wurzel an-
packt.Mit43Mitunterzeichnern
haben sie am Mittwoch eine
Leistungsmotion eingereicht.
«Nulltoleranz bei Mobbing an
Thurgauer Schulen», lautet der
Titel.Darin fordern sie zumBei-
spiel eine höhere Sensibilisie-
rung der Lehrpersonen und
SchulleitungenbeimThemaCy-
bermobbingsowieHate-Speech.
Zudem müsse dem Thema ein
festerPlatz imUnterricht einge-
räumt werden. Weiter fordern
sie, es seienRessourcenzurpro-

fessionellen Unterstützung der
Schulsozialhilfe vor Ort bereit-
zustellen.Zudemsoll eineStelle
bezeichnet werden, an die sich
Eltern und Opfer hinwenden
können, «falls Lehrpersonen
und Schulleitung nicht han-
deln»,wie es imVorstossheisst.
«Denkbar ist ein Ombudsstel-
le», sagt Bétrisey.

Die Motionäre fordern eine
einheitlicheHandhabung.Denn
esgebeüberforderteLehrperso-
nen und Schulleiter. Aber auch
solche, die vorbildlich handeln
und eine Atmosphäre der Tole-
ranz schaffen, woMobbing kei-
nen Platz habe.

Lehrerverband:Schwierig
ist,Mobbingzuerkennen
Anne Varenne präsidiert Bil-
dung Thurgau. Sie schickt vor-
aus: «Das Thema Mobbing ist
wichtig.»Esdürfe keinKindge-
mobbt werden – leider sehe die
Realität anders aus.«Ichbinder
Meinung, dass derMobbing-Si-
tuation indenSchulenaufmerk-
sam begegnet wird», sagt sie.
«Schwierig ist aber, Mobbing
überhaupt zu entdecken.» Ge-

mobbteKinder trauen sichnicht
in jedem Fall, sich Eltern oder
Lehrpersonenzuöffnen.Zudem
haben auch Lehrpersonen kei-
nen allmächtigen Blick – auf
demSchulweg sind sienichtda-
bei, ebensowenig inderGarde-
robe.«Nicht zuvergessen imdi-
gitalen Raum», sagt Varenne.

DiePräsidentin vonBildung
Thurgauverweist aufdie«wich-
tige Rolle der Schulsozial-
arbeit». Diese Fachleute seien
dazu da, bei Problemen zu hel-
fen. «Sie können beim Aufde-
cken von Mobbing helfen.»
Doch sei eine Schulsozialarbeit
nicht an jeder Schule installiert.
Wichtig erscheint ihr, dass an
SchuleneinKlimavon«Mutund
Offenheit» geschaffen und ge-
pflegt wird.

Auch wenn die Präsidentin
des Bildungsverbandes sich
nicht zudendetailliertenForde-
rungen der Leistungsmotion
äussert, erklärt sie sich mit de-
renZiel einverstanden.«Nullto-
leranz beimMobbing muss das
Ziel sein», sagt auch Anne Va-
renne.«Dazubrauchenwir aber
auch die Eltern.»

Rendez-vousmitParmelin
Zwei Bundesräte empfingen heute in Bern die Regierungschefs aus
demGebiet der Internationalen Bodensee-Konferenz (IBK).

Der Bodenseeraum stehe nicht
nur für Tourismus, sondern
auch für einen starken Wirt-
schafts- undWissensraum. Die
ThurgauerRegierungsrätinCar-
menHaag, aktuelleVorsitzende
der Internationalen Boden-
see-Konferenz (IBK), strich bei
einem Treffen in Bern gegen-
über Bundesrat Guy Parmelin,
VorsteherdesDepartements für
Wirtschaft, Bildung und For-
schung, die Bedeutung der Bo-
denseeregion hervor. Das teilt
der Thurgauer Informations-
dienstmit.

Der Austausch habe ausser-
dem die Gelegenheit geboten,

die intensive grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit im Bo-
denseeraumvorzustellen, heisst
es in der Mitteilung weiter. Da-
bei seiennichtnurdieneueStra-
tegie und das Leitbild der IBK,
sondern auch konkrete grenz-
überschreitendeProjekte imBe-
reich der Innovationsförderung
präsentiert worden.

Am Nachmittag hatten die
IBK-Regierungschefs die Mög-
lichkeit, sich mit Bundesrat
Ignazio Cassis auszutauschen.
«Hierbei ergriff Benedikt
Würth, Regierungsrat aus dem
KantonSt.Gallen, dasWort und
erläutertedieBedeutunggrenz-

überschreitender politischer
Strategien für die Entwicklung
vonGrenzräumen.»

Für die teilnehmenden Re-
gierungschefs aus der Boden-
seeregion sei derAustauschmit
zwei Bundesräten sehr wertvoll
gewesen, um ihreAnliegen und
die stärkereWahrnehmung der
Bodenseeregionals zukunftsfä-
higem Wirtschafts-, Wissen-
schafts- und Lebensraum in
Bern zu vertreten. Durch die
politische Abstimmung und ge-
meinsame Projekte leiste die
IBK einen nachhaltigen Beitrag
zur Überwindung der Grenzen
in der Region. (red)

Regierungsrätin Carmen Haag und weitere Regierungschefs trafen mit Bundesrat Guy Parmelin. Bild: PD

SVP-Kandidat
verpasstZug
Romanshorn Urs Martin, Re-
gierungsratskandidat der SVP
Thurgau, hat am Donnerstag
denZugnachGenfverpasst.Be-
reits 45 Sekunden vor der fahr-
planmässigen Abfahrtszeit um
6.48 Uhr seien die Türen des
Zugs verschlossen gewesen,
twittert Martin: «Er fuhr ohne
mich. Service sans public!» Er
habe dann in Kloten ein Flug-
zeug genommen, sagtMartin.

SBB-MediensprecherMartin
Meier kommentiert aufAnfrage
per E-Mail: «Gemäss Auskunft
unserer Betriebszentrale fuhr
derbetreffendeZug inRomans-
horn mit anderthalb Minuten
Verspätungab.»Entwederhabe
das Zugpersonal die Türen zur
geplanten Abfahrtszeit ge-
schlossen,derZug sei abernoch
etwas amPerrongestanden, bis
er die Abfahrtsfreigabe erhielt.
Das sei nicht mehr nachzuvoll-
ziehen.OderdieTüren seien zu
frühgeschlossenworden. Indie-
sem Fall sei es ein Versehen.
«Dass Reisende dadurch ihren
Zug verpasst haben, tut uns na-
türlich leid.»

Grundsätzlich gelte: «Bei
der SBB werden die Türen je-
weils frühestens beim Zeiger-
sprung der fahrplanmässigen
Abfahrtszeit geschlossen.» (wu)

Karin Bétrisey, Kantonsrätin (GP)
aus Kesswil. Bild: PD

Anne Varenne, Präsidentin von
Bildung Thurgau. Bild: PD

Diskussion an den Tischen bei wechselnden Zusammensetzungen:
hier mit SVP-Parteipräsident Ruedi Zbinden. Bild: Christof Lampart

Rechte der Kinder

Die UN-Konvention über die
Rechte des Kindes ist ein Ab-
kommen, das von Ländern
unterzeichnet wurde, die sich
verpflichtet haben, die Rechte
des Kindes zu schützen. Die
Konvention umfasst 54Artikel, in
denen erklärt wird, wer Kinder
sind, was ihre Rechte sind und
welche Verantwortung die Re-
gierungen in Bezug auf sie ha-
ben. (art)

BrauchteseineFachstelle?
DieKinderrechte gibt es seit 30 Jahren – das ist nochwenig bekannt.
Gerade auch bei der Zielgruppe selbst: denKindern.

Am Mittwoch war der Tag der
Kinderrechte.AmAbend luddie
Fachstelle für Kinder-, Jugend-
undFamilienfragendesKantons
Thurgauzuminsgesamt siebten
Netzwerktreffen der Verant-
wortlichen für die Kinder- und
Jugendförderung im Lebens-
raumThurgaunachWeinfelden
ein. Über 140 Politiker, Behör-
denmitglieder, Jugendarbeiter,
Lehrer, Jugendlicheundweitere
Fachpersonen diskutierten, in-
wiefern die vor 30 Jahren in
Kraft gesetzte UN-Konvention
über die Rechte des Kindes im
Thurgau gut umgesetzt worden
ist – und wo es noch Verbesse-
rungspotenzial gebe.

Egal, obKinder, Jugendliche
oder Erwachsene: eines hatten
an diesemAbend viele gemein-
sam: Sie interessierten sich fürs
Thema,wusstenaber inderRe-
gel, wenn sie nicht gerade vom
Fach waren, relativ wenig über
die Kinderrechte – ausser, dass
es sie gibt. Dies betonten nicht
nurdie sechs Jugendlichen,wel-
cheamEndedie zuvorengagiert

geführtenDiskussionenmit kri-
tischenVoten reflektierten, son-
dern auch öffentliche Persön-
lichkeiten wie SVP-Nationalrä-
tin Diana Gutjahr, welche
freimütig einräumte, dass «ich
nicht sehr viel über das Thema
weiss, ich aber gekommen bin,
weil mich es sehr interessiert
und ichmich informierenmöch-
te». SowaresdennamEndedes
Abends wenig überraschend,
dass mehrere Jugendliche ein
verstärktesBemühenvonSchu-
len, Behörden und Politik ein-
forderten, die Kinderrechte
«noch bekannter zumachen».

Kinder sollen
mitwirkenkönnen
Als sehr wichtig wurde von vie-
len die «echte und stufenge-
rechte Partizipation von Kin-
dern und Jugendlichen» ge-
nannt. Jemandbrachte es soauf
denPunkt: «Wirmüssen alters-
gerechte Plattformen schaffen,
bei denendie Jugendlichenmit-
bestimmen können, denn sie
wollenmitwirken undnicht nur

angehörtwerden.»AusderEcke
der Schulsozialarbeit kam das
Anliegen, dass man vermehrt
niederschwellige Angebote für
Kinder, die bei der Einschulung
kaum Deutsch können, tragen
müsse «und nicht einfach die
Verantwortung zwischen allen
Parteienhin-undhergeschoben
wird».

EineDamefasstedenAbend
so zusammen:«Wirhabenheu-
te über die Kinderrechte gere-
det, doch es braucht in dieser
Hinsichtnochganzviel Sensibi-
lisierungsarbeit in der Gesell-
schaft.» Auch ein Schüler
wünschte sich, dass «die Dis-
kussion über die Kinderrechte
nicht mit dem Jahr der Kinder-
rechteaufhört, sonderndassdie
Kinderrechte weitervermittelt
und umgesetzt werden – und
zwar nicht nur während der
Schulzeit».EinigePersonen reg-
ten zudeman, dieKinderrechte
durchdie SchaffungeinerFach-
stelle zu stärken.

Christof Lampart
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